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sonstiger Träger öffentlicher Belange sowie der Öffentlichkeit gemäß § 4 Abs. 1 

BauGB und § 3 Abs. 1 BauGB 

 

 

 

 

 

Planungsstand:     Vorentwurf 

Anhörung der Träger öffentlicher Belange: 06.08.2025 bis 19.09.2025 

Beteiligung der Öffentlichkeit:  11.08.2025 bis 19.09.2025 

 

 

 

 

 

 

 

Die frühzeitige Beteiligung erfolgte auf der Grundlage von folgenden Unterlagen  

(Stand: 20.05.2025): 

 

1. Planzeichnung zum Bebauungsplan 

2. Textteile zum Bebauungsplan 

 

 

 

 

 

Stand: 20. Mai 2026
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A Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 

Die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange sind nachfolgend in ihrem vollständigen 
Wortlaut wiedergegeben. 

 

INHALT DER STELLUNGNAHME 

ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER 

VERWALTUNG / BESCHLUSSVORLAGE 

 Regierungspräsidium Tübingen 
 (Schreiben vom 18.09.2025) 

I. Belange der Raumordnung 

Gemäß den vorgelegten Planunterlagen beabsichtigt die Ge-
meinde Bodelshausen die Aufstellung des Bebauungsplanes 
„Solarpark Bodelshausen“. Das Plangebiet soll als Sonderge-
biet mit der Zweckbestimmung "Solarenergie" ausgewiesen 
werden und umfasst eine Fläche von etwa 2 ha auf der Gemar-
kung Bodelshausen. 

Der Flächennutzungsplan der Vereinbarte Verwaltungsgemein-
schaft (VVG) der Stadt Mössingen-, bestehend aus der Stadt 
Mössingen und den Gemeinden Bodelshausen und Ofterdin-
gen, weist den Bereich des Plangebiets als geplante gewerbli-
che Baufläche aus. Da der Bebauungsplan nicht direkt aus 
dem Flächennutzungsplan entwickelt wurde, muss er im Paral-
lelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB geändert werden. 

 

 

 

 

Die Änderung des Flächennutzungsplans er-
folgt im Parallelverfahren.  

Für die 4. Änderung des Flächennutzungs-
plans wurde am 27.01.2026 bereits der Auf-
stellungsbeschluss nach § 2 Abs. 1 BauGB ge-
fasst und anschließend die frühzeitige 
Anhörung (§§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB) 
durchgeführt. 

Laut den Planunterlagen grenzt das Plangebiet westlich an ein 
Vorranggebiet für den Schienenverkehrsausbau. 

Gemäß Plansatz 4.1.2 Z (4) müssen die Trassen in einem Vor-
ranggebiet für Schienenverkehrs-Ausbau für den zweigleisigen 
Ausbau freigehalten werden. Im Zusammenhang mit dem ge-
planten Ausbau der Regionalstadtbahn Neckar-Alb ist die Stre-
cke Tübingen-Hechingen-Balingen-Albstadt betroffen. Es muss 
sichergestellt werden, dass die Trasse für den zweigleisigen 
Ausbau in den weiteren Planungen freigehalten wird. 

Unter Einbehalt der Voraussetzungen stehen dem Vorhaben 
"Sondergebiet Solarpark Bodelshausen" keine raumordneri-
schen Bedenken entgegen. 

 

 

 

 

 

Das Vorranggebiet für den Schienenverkehr ist 
durch die Planung nicht betroffen. Die Trasse 
für den zweigleisigen Ausbau wird freigehalten, 
um den geplanten Ausbau der Regional-Stadt-
bahn Neckar-Alb zu ermöglichen. 

II. Belange des Naturschutzes 

Die Betroffenheit der Belange der höheren Naturschutzbehörde 
lässt sich derzeit noch nicht beurteilen, da noch keine saP und 
kein Umweltbericht vorgelegt wurden. 

Ein Umweltbericht und eine spezielle arten-
schutzrechtliche Prüfung wurden nunmehr er-
stellt und sind Bestandteil des Bebauungsplan-
entwurfs. 

III. Belange des Straßenbaus 

Eine Stellungnahme zu den Belangen des Straßenbaus wird 
zeitnah nachgereicht. 

 

Zur Kenntnisnahme. 

IV. Belange des Klimaschutzes 

Zu den Belangen des Klimaschutzes im Zusammenhang mit 
der Planung wird wie folgt Stellung genommen: 

(1) Nach § 1 Absatz 5 Baugesetzbuch sollen die Bauleit-
pläne insbesondere dazu beitragen, den Klimaschutz 
und die Klimaanpassung zu fördern. Nach § 1a Absatz 
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INHALT DER STELLUNGNAHME 

ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER 

VERWALTUNG / BESCHLUSSVORLAGE 

5 Baugesetzbuch soll bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl 
durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegen-
wirken, als auch durch solche, die der Anpassung an 
den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. 

(2) Nach § 10 Absatz 1 KlimaG BW müssen die Treib-
hausgasemissionen in Baden-Württemberg bis zum 
Jahr 2030 um mindestens 65 Prozent gegenüber dem 
Stand von 1990 reduziert werden. Bis zum Jahr 2040 
wird über eine schrittweise Minderung Netto-Treib-
hausgasneutralität („Klimaneutralität“) angestrebt. 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

(3) Die besondere Bedeutung erneuerbarer Energien ist 
in § 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) ver-
ankert. Auch gemäß § 22 Nummer 2 KlimaG BW 
kommt den erneuerbaren Energien sowie dem Verteil-
netzausbau besondere Bedeutung zu.  

Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur Erzeu-
gung von Strom oder Wärme aus erneuerbaren Ener-
gien und der dazugehörigen Nebenanlagen sowie die 
Errichtung, der Betrieb und die Änderung der Strom-
verteilnetze und der für deren Betrieb notwendigen An-
lagen (soweit dies für die Errichtung und den Betrieb 
der Erzeugeranlagen und den Ausbau der Elektromo-
bilität erforderlich ist) liegen im überragenden öffentli-
chen Interesse und dienen der öffentlichen Sicherheit. 
Durch diese gesetzliche Festlegung werden diese 
Maßnahmen in der Abwägung mit anderen Schutzgü-
tern entsprechend ihrer Bedeutung für die öffentliche 
Sicherheit und bei der Verwirklichung des Landeskli-
maschutzziels höher gewichtet und ihnen wird in der 
Regel ein Vorrang eingeräumt, wobei die Umstände 
des Einzelfalls in den Abwägungs- und Ermessensent-
scheidungen zu berücksichtigen sind.   

Gemäß § 3 Absatz 1 Satz 4 KlimaG BW sollen insbe-
sondere bei energiebedingten Treibhausgasemissio-
nen das Vermeiden und Verringern der Emissionen in 
erster Linie durch Einsparung sowie effiziente Bereit-
stellung, Umwandlung, Nutzung und Speicherung von 
Energie sowie durch den Ausbau und die Nutzung er-
neuerbarer Energien erreicht werden.  

Diese Maßnahmen haben besondere Bedeutung, 
auch wenn es sich im Einzelfall um geringe Beiträge 
zur Treibhausminderung handelt (siehe § 3 Absatz 1 
Satz 2 KlimaG). Dies ergibt sich aus dem Umstand, 
dass ca. 90 Prozent der Treibhausgasemissionen 
energiebedingt sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

(4) Um die Klimaschutzziele nach § 10 Absatz 1 KlimaG 
BW zu erreichen, kommt es entsprechend des 
Zielszenarios aus dem Forschungsvorhaben „Sektor-
ziele 2030 und Klimaneutrales Baden-Württemberg 
2040“ wesentlich darauf an, sowohl den Energiever-
brauch deutlich zu reduzieren als auch den Ausbau 
der erneuerbaren Energien in allen Bereichen deutlich 
voranzutreiben. 
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Bei der Stromerzeugung durch erneuerbare Energien 
bedarf es einer Erhöhung des Anteils an der Brut-
tostromerzeugung von 35,9 Prozent im Jahr 2022 
(erste Abschätzung) auf 82 Prozent im Jahr 2030 (das 
entspricht mehr als einer Verdopplung innerhalb von 
weniger als zehn Jahren) und auf 98 Prozent im Jahr 
2040. 

Die Lücke zwischen der voraussichtlich in Zukunft be-
nötigten Strommenge und der mit der heute installier-
ten Leistung von Anlagen zur Stromerzeugung aus er-
neuerbaren Energien erzielbaren Strommenge ist so 
groß, dass jede neue Anlage benötigt wird, um diese 
Lücke zu verkleinern. Dies gilt gerade auch mit Blick 
auf die Zubauentwicklung der vergangenen Jahre. 

Zusätzlich kommt es zum Erreichen der Klimaschutz-
ziele auf internationaler und nationaler Ebene sowie 
auf Landesebene außerdem auch darauf an, die 
Treibhausgasemissionen so früh wie möglich zu ver-
mindern, da die kumulierte Menge der klimawirksamen 
Emissionen entscheidend für die Erderwärmung ist 
(siehe dazu Beschluss des BVerfG vom 24. März 
2021, Az. 1 BvR 2656/18 u.a.).  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Es wird gebeten, die Stabsstelle Energiewende, Windenergie 
und Klimaschutz (StEWK@rpt.bwl.de) über das Ergebnis des 
Verfahrens zeitnah zu informieren. 

 

Eine weitere Beteiligung wird erfolgen. 

 Regierungspräsidium Tübingen – Abteilung 4 – Mobilität, Verkehr, Straßen 
                 (Schreiben vom 07.10 2025) 

1. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Rege-
lungen, die im Regelfall nicht überwunden werden kön-
nen.  

Art der Vorgabe  

Außerhalb des Erschließungsbereiches von Bundesstraßen 
besteht in einem Abstand bis 20 m vom Fahrbahnrand ein An-
bauverbot für Hochbauten und bauliche Anlagen, sowie für 
Werbeanlagen. Bis 40 m bei Bundesstraßen dürfen bauliche 
Anlagen und Werbeanlagen nur mit Zustimmung der Straßen-
bauverwaltung errichtet werden. Diese im Verkehrsinteresse 
bestehende Vorgabe ist im Grundsatz auch bei der Aufstellung 
von Bebauungsplänen zu beachten. 

 

 

 

 

 

 

In die zeichnerischen und textlichen Festset-
zungen des Bebauungsplans wurde ein An-
bauverbotsstreifen mit den in der Stellung-
nahme genannten Vorgaben aufgenommen. 

Rechtsgrundlage  

Bundesfernstraßengesetz (FStrG) § 9 Abs. 1 und 2  

Ausnahmen und Befreiungen sind in bestimmten Fällen mög-
lich, wenn die verkehrlichen Belange dies zulassen. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Möglichkeiten der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Be-
freiungen)  

So wie in § 9 Abs. 8 FStrG in bestimmten Fällen Ausnahmen 
vom Anbauverbot möglich sind, kann, wenn die verkehrlichen 
Belange dies zulassen, im Einzelfall im Einvernehmen mit der 
Straßenbauverwaltung durch einen Bebauungsplan eine nä-
here Bebauung zugelassen werden. 

 

 

 

 

 



FRITZ & GROSSMANN / GEMEINDE BODELSHAUSEN Bebauungsplan SO „Solarpark Bodelshausen“ 

5 

INHALT DER STELLUNGNAHME 

ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER 

VERWALTUNG / BESCHLUSSVORLAGE 

Sofern das Einvernehmen mit der Straßenbauverwaltung nicht 
zustande kommt, gelten die Anbaubeschränkungen gemäß § 9 
Abs. 1 FStrG ungeachtet der planerischen Festsetzungen im 
Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. 7 FStrG, da der Bebauungs-
plan nicht unter Mitwirkung des Trägers der Straßenbaulast zu-
stande gekommen ist (vgl. VGH Hessen vom 22.07.1999 in 
ZfBR 2000, S. 194-197). 

 

 

In die zeichnerischen und textlichen Festset-
zungen des Bebauungsplans wurde ein An-
bauverbotsstreifen mit den in der Stellung-
nahme genannten Vorgaben aufgenommen. 

2. Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die 
den o. g. Plan berühren können, mit Angabe des 
Sachstandes. 

2.1. Stellungnahme Referat 44 – Planung  

Es bestehen keine Einwendungen gegen das Vorhaben. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

3. Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zustän-
digkeit zu dem o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomple-
xen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage und Hinweise zum Vollzug. 

3.1. Stellungnahme Referat 42 – Steuerung und Baufi-
nanzen  

Zum Entwurf:  

Abstände zu Baugrenzen, Anbauverbotszone  

Die entlang der B 27 außerhalb der zur Erschließung der anlie-
genden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrt im 
angeschlossenen Vorentwurf vom 20.05.2025 eingetragenen 
Baugrenzen sollten den benötigten erweiterten Abstand nach 
RPS zur Bundesstraße einhalten. Der Abstand ist zu verma-
ßen.  

Nicht überbaubare Grundstücksstreifen, Pflanzstreifen  

Die zwischen den Baugrenzen und den Straßenflächen beste-
henden Grundstücksflächen gelten als nicht überbaubare 
Grundstücksstreifen.  

Auf diesen nicht überbaubaren Grundstücksstreifen dürfen ge-
mäß § 9 FStrG keine Hochbauten und baulichen Anlagen er-
richtet werden. Ebenso dürfen Garagen und Stellplätze i.S.v. § 
12 BauNVO sowie Nebenanlagen i.S.v. § 14 BauNVO, d.h. 
Hochbauten, Garagen, Stellplätze und sonstige Nebenanlagen, 
z.B. Lagerflächen usw. nicht zugelassen werden (§ 12 Abs. 6 
und § 14 Abs. 1 Satz 2 BauNVO 1990).  

Nebenanlagen, welche nach § 14 BauNVO in einem Baugebiet 
auch außerhalb der Baugrenzen zulässig sein können, dürfen 
innerhalb des vorgenannten Anbauverbots nicht ohne die aus-
drückliche Zustimmung der Straßenbauverwaltung zugelassen 
werden. Nach der LBO genehmigungsfreie Anlagen bedürfen 
in diesem Bereich der Genehmigung der Straßenbauverwal-
tung. 

Dieser von der Bebauung freizuhaltende Grundstücksstreifen 
ist in die planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungs-
planes aufzunehmen und im Bebauungsplan mit dem Planzei-
chen 15.8 der Anlage zur Planzeichenverordnung vom 
18.12.1990 (BGBl. 1991, I S. 58) zu kennzeichnen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In die zeichnerischen und textlichen Festset-
zungen des Bebauungsplans wurde ein An-
bauverbotsstreifen mit den in der Stellung-
nahme genannten Vorgaben aufgenommen. 
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Eine nachrichtliche Darstellung bzw. die Erläuterung unter Hin-
weise ist nicht ausreichend. 

PV-Anlagen: Abstände der Einfriedung und der Bau-
grenze:  

Das Anbauverbot nach § 9 Abs. 1 und 2 FStrG gilt nicht für 
Photovoltaik- und solarthermische Freiflächenanlagen und die 
dazugehörigen Nebenanlagen. Aufgrund des Gefährdungspo-
tentials von spannungsführenden Anlagenteilen, das von die-
sen Freiflächenanlagen bei einem Fahrzeuganprall ausgehen 
kann, sind solche Anlagen der Gefährdungsstufe 1 zuzuord-
nen.  

• PV-Anlagen an Streckenabschnitten mit einer zulässigen 
Geschwindigkeit von 60 km/h und mehr müssen zum 
Fahrbahnrand die erweiterten Abstände AE gemäß RPS 
2009 einhalten.  

• Bei einer Unterschreitung der erforderlichen Abstände ist 
durch den Vorhabenträger auf eigene Kosten ein entspre-
chendes Fahrzeugrückhaltesystem herzustellen. Das 
Fahrzeugrückhaltesystem ist dem Straßenbaulastträger 
gegen Zahlung einer Ablösung zu übergeben. 

 

 

 

 

 

 

Die erforderlichen Abstände nach RPS 2009 
wurden geprüft. 

Nach RPS 2009 sind Abstandsflächen nur für 
eine max. Böschungshöhe von 3 m einzuhal-
ten. Laut dem Bebauungsplan zugrunde lie-
genden digitalen Geländemodell (DGM 5, Lan-
desamt für Geoinformation) hat die Böschung 
eine Höhe von min. 5 m. In diesem Bereich ist 
die Baugrenze bereits fast 20 m vom Fahr-
bahnrand entfernt. 

• PV-Anlagen an Streckenabschnitten mit einer zulässigen 
Geschwindigkeit von unter 60 km/h müssen einen Min-
destabstand von 5,00 m einhalten. 

 

Zur Kenntnisnahme. 

• Erforderliche Zäune, die gemäß RPS als umfahrbar gelten, 
müssen zur Sicherstellung von Betrieb und Unterhaltung 
der Straße einen ausreichenden Abstand zum Fahrbahn-
rand einhalten. Dieser Abstand sollte in Abstimmung mit 
den unteren Straßenbehörden erfolgen. Hierbei ist zu be-
rücksichtigen 

o Fall 1 ohne FRS: Bankettbreite + Entwässerungs-
muldenbreite  

o Fall 2 mit FRS: Bankettbreite + Schutzplanke + 
Wirkungsbreite oder Entwässerungsmuldenbreite 
(maßgebend der größere Wert).  

• Ggf. sind bei Böschungen größere Abstände erforderlich, 
um die Böschungsflächen für den Betrieb zugänglich zu 
halten. Eine Unterschreitung bedarf der Zustimmung der 
zuständigen Straßenmeisterei.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

• Zufahrten, die für die Errichtung und Unterhaltung von PV-
Anlagen erforderlich sind, sind hinsichtlich ihrer Lage und 
Ausbildung mit der unteren Straßenbaubehörde abzustim-
men. 

Die Anlage weiterer Zufahrten ist nicht vorge-
sehen, da die Anlage von bestehenden Zufahr-
ten bzw. vom südlichen Teil des Solarparks 
(Bebauungsplan „Solarpark Sickingen“) er-
schlossen wird. 

• Durch die PV-Anlage dürfen sich keine nachteiligen Aus-
wirkungen auf die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 
ergeben. Insbesondere muss eine Blendwirkung ausge-
schlossen werden. Hierfür sind entsprechende Nachweise 
bzw. Gutachten vorzulegen. 

Der Bebauungsplan wurde um die Festsetzung 
ergänzt, dass PV-Anlagen keine nachteiligen 
Auswirkungen auf die Sicherheit und Leichtig-
keit des Verkehrs haben dürfen (Nr. 8). Eine 
Beeinträchtigung durch Reflexionen ist durch 
geeignete Maßnahmen (Blendschutz) zu ver-
hindern. 
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Ein Blendgutachten wird im Baugenehmi-
gungsverfahren vorgelegt. 

• Betrieb und Unterhaltung der PV-Anlagen sowie mit PV-
Anlagen überdachten Flächen und Leitungsrechte sind mit 
den unteren Straßenbehörden abzustimmen. 

 

Dies wird erfolgen. 

• Aufstellflächen für Betriebsfahrzeuge sind innerhalb der 
Baugrenzen anzulegen. 

Es sind keine Aufstellflächen für Betriebsfahr-
zeuge vorgesehen. 

Blendschutzmaßnahmen  

Durch PV-Anlagen dürfen sich keine nachteiligen Auswirkun-
gen auf den Verkehr der Bundesstraße ergeben. Eine Gefähr-
dung der Verkehrssicherheit auf der Bundesstraße durch Re-
flexion ist durch die Verwendung entsprechender Module oder 
geeignete Maßnahmen (Blendschutz) zu verhindern. Im Bau-
genehmigungsverfahren ist ein entsprechendes Gutachten vor-
zulegen.  

Sollte sich nach der Inbetriebnahme eine Blendung der Ver-
kehrsteilnehmer oder eine Ablenkung durch Spiegelung doch 
herausstellen, so sind von der Stadt entsprechende Blend-
schutzmaßnahmen zu treffen, um die Sicherheit und Leichtig-
keit des Verkehrs im Zuge der Bundesstraße aufrecht zu erhal-
ten. 

 

 

 

Der Bebauungsplan wurde um die Festsetzung 
ergänzt, dass PV-Anlagen keine nachteiligen 
Auswirkungen auf die Sicherheit und Leichtig-
keit des Verkehrs haben dürfen (Nr. 8). Eine 
Beeinträchtigung durch Reflexionen ist durch 
geeignete Maßnahmen (Blendschutz) zu ver-
hindern. 

Ein Blendgutachten wird im Baugenehmi-
gungsverfahren vorgelegt. 

Werbeanlagen Allgemein  

Außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke 
bestimmten Teile der Ortsdurchfahrt sind Werbeanlagen nach 
§ 9 Abs. 6 FStrG straßenrechtlich zu beurteilen. Dies gilt grund-
sätzlich für Werbeanlagen bis zu einer Entfernung 40 m an 
Bundes- und Landesstraßen, unabhängig von den Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes. § 9 Abs. 7 FStrG, welcher die An-
wendbarkeit der Absätze 1-5 ausschließt, sofern ein Bauvorha-
ben den Festsetzungen eines Bebauungsplans entspricht, 
bezieht die o. g. Regelung zu Werbeanlagen ausdrücklich nicht 
mit ein.  

In die textlichen Festsetzungen ist aufzunehmen, dass Werbe-
anlagen jeglicher Art in einer Entfernung bis zu 40 m zum 
nächstgelegenen, befestigten Fahrbahnrand der Bundesstraße 
ohne die ausdrückliche Zustimmung der Straßenbauverwal-
tung nicht zugelassen werden dürfen. Ergo ist das Regierungs-
präsidium als Straßenbaubehörde im Baugenehmigungsver-
fahren seitens der unteren Verwaltungsbehörden zu beteiligen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Sachverhalt wurde in den Örtlichen Bau-
vorschriften zu Werbeanlagen ergänzt. 

Die Gemeinde wird gebeten, in den Bebauungsplan einen Hin-
weis aufzunehmen, wonach auf den vorgenannten nicht über-
baubaren Flächen und innerhalb der Flächen zum Anpflanzen 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen Wer-
beanlagen wegen der Beeinträchtigung des Schutzzweckes 
des § 16 LBO nicht zugelassen werden können.  

Wie oben ausgeführt, wurde in den Örtlichen 
Bauvorschriften bereits ergänzt, dass in einer 
Entfernung bis zu 40 m zum nächstgelegenen, 
befestigten Fahrbahnrand der Bundesstraße, 
Werbeanlagen ohne die ausdrückliche Zustim-
mung der Straßenbauverwaltung nicht zuge-
lassen werden dürfen. Der Sachverhalt ist 
auch im Anbauverbot entlang der B 27 enthal-
ten (Nr. 4). Des Weiteren setzt der Bebauungs-
plan keine Flächen zum Anpflanzen von Bäu-
men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
fest. 
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Auf eine zusätzliche Aufnahme des Sachver-
halts in die Hinweise zum Bebauungsplan 
kann daher verzichtet werden. 

Außerdem wird gebeten, einen Hinweis aufzunehmen, wonach 
Werbeanlagen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ent-
fernt werden müssen, wenn im Rahmen einer Verkehrsschau 
festgestellt wird, dass die Verkehrssicherheit hierdurch beein-
trächtigt wird. 

 

 

Der Sachverhalt wurde in die Hinweise zum 
Bebauungsplan aufgenommen. 

Straßenbegleitgrün  

Bäume in unmittelbarerer Nähe zur Bundesstraße stellen Hin-
dernisse mit besonderer Gefährdung von Fahrzeuginsassen 
dar. Das Gefahrenpotenzial dieser Gefahrenstellen ist gemäß 
RPS 2009 (Richtlinie für passiven Schutz an Straßen) der Ge-
fährdungsstufe 3 zuzuordnen. Demnach sind bei der Planung 
von Baumpflanzungen an klassifizierten Straßen ohne dass 
passive Schutzeinrichtungen notwendig werden Mindestab-
stände von Fahrbahnen einzuhalten (Kritischer Abstand A). 

 

 

 

Es sind keine Baumpflanzungen vorgesehen. 

Der Bebauungsplan setzt auch keine Flächen 
zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen fest. 

Äußere verkehrliche Erschließung  

Die äußere verkehrliche Erschließung des Bebauungsplange-
bietes erfolgt durch eine bestehende, parallel zur B 27 verlau-
fende Gemeindeverbindungsstraße. 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Entwässerung  

Der Bundesstraße sowie ihren Entwässerungseinrichtungen 
darf vom gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
einschließlich der Erschließungsstraßen kein Oberflächenwas-
ser zugeführt werden. Auf die REwS (Richtlinie für die Entwäs-
serung von Straßen, 2021) wird hingewiesen. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Ver- und Entsorgungsleitungen  

Im Bereich des Straßenkörpers der Bundesstraße dürfen keine 
Ver- und Entsorgungsleitungen verlegt werden. Evtl. notwendig 
werdende Aufgrabungen im Bereich der Bundesstraße für 
Kreuzungen und Anschlüsse an Ver- und Entsorgungsleitun-
gen dürfen erst nach Abschluss einer entsprechenden vertragli-
chen Regelung (Nutzungsvertrag) mit dem Zollernalbkreis vor-
genommen werden.  

Anpassungsarbeiten, Verlegen von Ver- und Entsorgungslei-
tungen oder sonstige Veränderungen im Bereich des Straßen-
körpers dürfen nur mit besonderer Erlaubnis und nach den nä-
heren Angaben der Straßenbauverwaltung bzw. nur auf 
gesonderten Antrag nach Abschluss einer entsprechenden ver-
traglichen Regelung (Nutzungsvertrag) mit dem Zollernalbkreis 
vorgenommen werden.  

Die Stadt hat dafür Sorge zu tragen, dass während der Er-
schließungsmaßnahme des Baugebietes alle notwendigen 
Ver- und Entsorgungsleitungen in die Bundesstraße eingelegt 
werden, auch im Bereich von unbebauten Grundstücken. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

3.2 Stellungnahme Referat 45 – Regionales Mobilitätsma-
nagement  

Zum Entwurf:  
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Das Vorhaben wird auf keiner Fläche aus dem Interessensbe-
kundungsverfahren PV geplant. Daher bestehen seitens Refe-
rat 45 – Planung keine Einwendungen gegen das o. g. Vorha-
ben. 

 

Zur Kenntnisnahme. 

3.3 Stellungnahme Referat 47.1 – Straßenbau Mitte  

Zum Entwurf:  

I. Verkehrliche Stellungnahme  

Fahrbahnränder und Abstände Fahrbahnrand/Baulinie sind 
darzustellen. Bei geplanten PV-Anlagen an Straßennebenflä-
chen ist immer von Gefährdung Dritter und somit von Gefähr-
dungsstufe I bzw. II auszugehen. Der erweiterte Abstand AE 
der RPS ist anzuwenden. 

Der westliche Fahrbahnrand der B 27 wurde in 
der Planzeichnung dargestellt. 

Die erforderlichen Abstände nach RPS 2009 
wurden geprüft. 

Nach RPS 2009 sind Abstandsflächen nur für 
eine max. Böschungshöhe von 3 m einzuhal-
ten. Laut dem Bebauungsplan zugrunde lie-
genden digitalen Geländemodell (DGM 5, Lan-
desamt für Geoinformation) hat die Böschung 
eine Höhe von min. 5 m. In diesem Bereich ist 
die Baugrenze bereits fast 20 m vom Fahr-
bahnrand entfernt. 

II. Straßenbauliche Stellungnahme  

Aus straßenbaulicher Sicht bestehen keine Einwendungen ge-
gen das geplante Vorhaben. 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Überarbeitung des Bebauungsplanes  

Die Stadt wird gebeten, den Bebauungsplanentwurf auf der 
Grundlage der vorstehenden Stellungnahme zu überarbeiten 
und das Regierungspräsidium – Abteilung Mobilität, Verkehr, 
Straßen – am weiteren Verfahren zu beteiligen.  

Weitere Bedenken und Anregungen behält sich die Straßen-
bauverwaltung vor. 

 

 

Der Bebauungsplanentwurf wurde entspre-
chend überarbeitet. 

Eine weitere Beteiligung am Verfahren wird er-
folgen. 

 Landratsamt Tübingen 
 (Schreiben vom 04.09.2025) 

I. Naturschutz  

Vorbemerkung  

Die Gemeinde Bodelshausen plant die Errichtung eines Solar-
parks an der Gemarkungsgrenze zu Hechingen-Sickingen.  

Der Bebauungsplan wird im Regelverfahren aufgestellt. Es ist 
eine förmliche Umweltprüfung für die Belange des Umwelt-
schutzes nach § 2 Abs. 4 BauGB durchzuführen. Neben den 
genannten Umweltbelangen ist entsprechend § 1a Abs. 3 
BauGB in Verbindung mit § 18 Abs. 1 BNatSchG die Eingriffs-
regelung abzuarbeiten. Die artenschutzrechtlichen Bestimmun-
gen der §§ 44 und 45 BNatSchG, der Biotopschutz nach § 30 
BNatSchG i.V.m. § 33 Landesnaturschutzgesetz (NatSchG) 
sowie die Bestimmungen zu Umweltschäden nach § 19 
BNatSchG sind ebenfalls zu beachten.  

Zum Zeitpunkt der frühzeitigen Beteiligung liegen noch keine 
naturschutzfachlichen Unterlagen vor, weshalb die untere Na-
turschutzbehörde (UNB) noch nicht abschließend Stellung neh-
men kann. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ein Umweltbericht, eine spezielle artenschutz-
rechtliche Prüfung und eine Natura 2000 Vor-
prüfung wurden nunmehr erstellt und sind Be-
standteil des Bebauungsplanentwurfs. 

1. Artenschutz   
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Die Durchführung einer speziellen artenschutzrechtlichen Prü-
fung (saP) ist erforderlich. Mit der UNB wurde parallel zur offizi-
ellen Auslegung die kombinierte Artenschutzrechtliche Rele-
vanzprüfung mit Habitatpotenzialanalyse für den geplanten 
„Solarpark Bodelshausen“ und den unmittelbar angrenzend ge-
planten „Solarpark Sickingen“ (Fritz & Grossmann Umweltpla-
nung, 21.07.2025) abgestimmt. Das Gutachten kommt zu dem 
Ergebnis, dass vertiefte Untersuchungen der Artengruppen Vö-
gel, Fledermäuse, Reptilien und Heuschrecken erforderlich 
sind. Von einem Vorkommen der Haselmaus wird aufgrund 
von vergangenen Kartierungen ausgegangen. Von Seiten der 
UNB wurde angemerkt, dass aufgrund des Habitatpotenzials 
auch die Amphibien zu berücksichtigen sind. 

 

 

 

 

 

 

 

Die genannten Artengruppen wurden in der 
saP berücksichtigt. 

2. Biotopschutz  

Im Plangebiet befindet sich das geschützte Biotop „Feldhecken 
am Bahnhof Bodelshausen und an der B 27“. Sofern das Bio-
top beeinträchtigt oder zerstört wird bzw. seine Lage in der 
freien Landschaft und damit seinen Schutzstatus verliert, ist bei 
der UNB ein Antrag auf Ausnahme vom Biotopschutz zustel-
len. Der Antrag muss u.a. Angaben zum Umfang des Eingriffs 
und einen Ausgleichsvorschlag erhalten. Die Genehmigung 
muss zum Satzungsbeschluss vorliegen bzw. zumindest in 
Aussicht gestellt sein.  

Die geschützten Feldhecken ragen teilweise in 
den Geltungsbereich hinein. Es ist vorgesehen 
die Biotope größtenteils zu erhalten und inner-
halb des Bebauungsplangebiets als Flächen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft nach § 9 
Abs. 1 Nr. 20 BauGB zu sichern.  

Berücksichtigt werden nicht die ausgewiese-
nen, sondern die tatsächlichen Biotopausprä-
gungen.  

Lediglich im nördlichen Bereich soll auf einer 
Fläche von ca. 510 m² ein Teilbereich eines Bi-
otops entfernt werden, um eine sinnvolle und 
ökonomische Modulbelegung des Solarparks 
zu ermöglichen. 

Hierfür wird im Rahmen des Bebauungsplan-
verfahrens ein Antrag auf Erteilung einer Aus-
nahme nach § 30 Abs. 3 BNatSchG erstellt, 
der den Unterlagen zum Bebauungsplan bei-
liegt. 

Die amtliche Biotopkartierung hat lediglich deklaratorischen 
Charakter. Es ist daher zu geeigneter Zeit zu überprüfen, ob 
die Wiesen im Plangebiet den Status einer geschützten FFH-
Mähwiese haben. Sollte dies zutreffen, ist ebenfalls ein Aus-
nahmeantrag zu stellen. Zum Antragsinhalt bitten wir ggf. um 
Abstimmung mit der UNB. 

 

Die Wiesen im Plangebiet wurden im Rahmen 
einer Biotoptypenkartierung überprüft. Eine 
FFH-Mähwiese konnte nicht festgestellt wer-
den. 

3. Natura 2000  

Aufgrund der unmittelbaren Nähe zum FFH-Gebiet „Albvorland 
bei Mössingen und Reutlingen“ und zum Vogelschutzgebiet 
„Südwestalb und Oberes Donautal“ ist eine Natura2000-Vor-
prüfung und ggf., abhängig vom Ergebnis der Vorprüfung, eine 
Verträglichkeitsuntersuchung durchzuführen. Vorsorglich wird 
darauf hingewiesen, dass Schadenbegrenzungsmaßnahmen 
im Rahmen einer Natura 2000-Vorprüfung nicht geprüft, bewer-
tet und dargestellt werden dürfen (vgl. Urteil des EuGH vom 12. 
April 2018, Aktenzeichen C 323/17). Diese müssen vielmehr im 
Rahmen einer ggf. notwendigen Verträglichkeitsprüfung abge-
arbeitet werden. 

 

 

 

 

 

 

Eine Natura 2000 Vorprüfung wurde nunmehr 
erstellt und ist Bestandteil des Bebauungsplan-
entwurfs. 

II. Umwelt und Gewerbe  

Hinweise  
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• Das Vorhaben soll auf einer bisher nicht versiegelten 
Fläche verwirklicht werden. Die Fläche des geplanten 
Sondergebiets beträgt ca. 2 ha. Im nachfolgenden 
Baugenehmigungsverfahren ist daher gemäß § 2 Abs. 
2 LBodSchAG ein Bodenschutzkonzept vorzulegen.  

 

 

Der Sachverhalt ist bereits in den Hinweisen 
zum Bebauungsplan enthalten. 

• Im Hinweis Nr.4 -Altlasten- ist irrtümlich das Landrats-
amt Schwarzwald-Baar-Kreis genannt. Dies sollte kor-
rigiert werden. 

Der Hinweis wird dankend entgegengenom-
men und entsprechend geändert. 

III. Landwirtschaft  

Die Gemeinde Bodelshausen plant auf den Flurstücken 
4635/1, 4636, 4638, 4639/1, 4639 und 4640, Gemarkung Bo-
delshausen den Bau eines Solarparks. Nach den Planunterla-
gen sollen 1,42 ha der Vorbehaltsflur II (überwiegend landbau-
würdige Flächen) überplant werden.  Aus Sicht der unteren 
Landwirtschaftsbehörde (ULB) sollten diese Flächen zwar 
größtenteils der landwirtschaftlichen Nutzung vorbehalten wer-
den, im vorliegenden Fall können jedoch zunächst agrarstruk-
turelle Bedenken zurückgestellt werden.  

Da es sich um einen interkommunalen Solarpark handelt, ist 
dies in die Betrachtung mit einzubeziehen. Ein Großteil der von 
der Planung betroffenen Flurstücke (Gemarkung Bodelshau-
sen, Sickingen und Hechingen) wird von einem landwirtschaftli-
chen Haupterwerbsbetrieb aus dem Kreis Tübingen bewirt-
schaftet. Gemäß § 16 LLG stellen landwirtschaftliche Flächen 
für landwirtschaftliche Betriebe die zentrale Produktionsres-
source dar. Für die landwirtschaftliche Nutzung besonders ge-
eignete Böden sollen nach Möglichkeit geschont werden. Ein 
Ziel des Landes ist es, landwirtschaftliche Flächen zu schützen 
und zur Landschaftsentwicklung beizutragen. Dies bedeutet 
auch einen flächensparenden Umgang mit dem nicht unendlich 
vorhandenen Schutzgut „Fläche". Durch die Inanspruchnahme 
wird der Betrieb zwar nicht in seiner Existenz gefährdet, jedoch 
wirtschaftlich stark beeinträchtigt. Dies ist in der Abwägung mit 
zu berücksichtigen.  

 

 

 

Die Abwägung mit der landwirtschaftlichen 
Nutzung erfolgt zugunsten der Stromerzeu-
gung.  

Energiesicherheit und Klimaschutz wird von 
der Gemeinde Bodelshausen in diesem Be-
reich als bedeutender erachtet als die derzeit 
stattfindende Grünlandbewirtschaftung auf mä-
ßig landbauwürdigen Flächen. 

Des Weiteren wird darauf verwiesen, dass das 
Plangebiet im neuen Teilregionalplan Solar-
energie, der sich aktuell nach Satzungsbe-
schluss durch die Verbandsversammlung im 
Anzeigeverfahren beim Ministerium für Lan-
desentwicklung und Wohnen befindet, als Vor-
ranggebiet für Freiflächen-Solaranlagen ausge-
wiesen ist. 

Die Planung wird vor dem Hintergrund des 
überragend öffentlichen Interesses am Ausbau 
der erneuerbaren Energien nach § 2 EEG wei-
terverfolgt. 

Eine abschließende Stellungnahme der ULB kann erst dann 
gegeben werden, wenn der Umweltbericht mit den externen 
Ausgleichsmaßnahmen vorliegt. Die ULB bittet um erneute Be-
teiligung.  

Aus Sicht der ULB wird darum gebeten, Ausgleichsmaßnah-
men innerhalb der Planfläche umzusetzen und landwirtschaftli-
che Flächen der Vorrangflur und Vorbehaltsflur I nicht zu bean-
spruchen. 

Ein Umweltbericht wurde nunmehr erstellt und 
ist Bestandteil des Bebauungsplanentwurfs. 

Ausgleichsmaßnahmen werden in Form der 
Grünlandbewirtschaftung (vgl. Maßnahme M 1 
der planungsrechtlichen Festsetzungen) unter-
halb der PV-Stellfläche, ausschließlich inner-
halb des Plangebiets umgesetzt. 

 Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau im RP Freiburg 

 (Schreiben vom 15.09.2025, eingegangen am 16.09.2025) 

Vielen Dank für die Beteiligung am oben genannten Planungs-
vorhaben.  

Das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB) 
im Regierungspräsidium Freiburg nimmt auf Grundlage der ihm 
vorliegenden Informationen und seiner regionalen Kenntnisse 
zu den Aufgabenbereichen, die durch das Vorhaben berührt 
werden, wie folgt Stellung:  
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1. Geologische und bodenkundliche Grundlagen  

1.1. Geologie  

Im Untergrund des Plangebietes liegt die Festgesteinseinheit 
"Opalinuston-Formation" vor.  

Die lokalen geologischen Verhältnisse können der digitalen Ge-
ologischen Karte von Baden-Württemberg 1 : 50 000 (GeoLa) 
im LGRB-Kartenviewer entnommen werden.  

Nähere Informationen zu den lithostratigraphischen Einheiten 
bieten die geowissenschaftlichen Informationsportale LGRB-
wissen und LithoLex. 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

1.2. Geochemie  

Die geogenen Grundgehalte in den petrogeochemischen Ein-
heiten von Baden-Württemberg sind im LGRB-Kartenviewer 
abrufbar. Nähere Informationen zu den geogenen Grundgehal-
ten sind im geowissenschaftlichen Informationsportal LGRB-
wissen beschrieben. 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

1.3. Bodenkunde  

Die bodenkundlichen Verhältnisse sowie Bewertungen der na-
türlichen Bodenfunktionen nach § 2 Abs. 2 Bundes-Boden-
schutzgesetz (BBodSchG) können in Form der Bodenkundli-
chen Karte 1 : 50 000 (GeoLa BK50) eingesehen werden. Des 
Weiteren sollte vorrangig die Bodenfunktionsbewertung auf 
Grundlage der Bodenschätzungsdaten verwendet werden, da 
diese im Vergleich zur BK50 lokale Bodeneigenschaften abbil-
den. Sollte für das Plangebiet keine Bodenfunktionsbewertung 
nach digitaler Bodenschätzung vorliegen, ist die Bodenfunkti-
onsbewertung nach ALK und ALB heranzuziehen.  

Generell ist bei Planungsvorhaben entsprechend § 2 Abs. 1 
Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) auf 
den sparsamen und schonenden Umgang mit Boden zu ach-
ten.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Zusätzlich der Hinweis, dass nach § 2 Abs. 3 Landes-Boden-
schutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) bei geplanten Vor-
haben, die auf nicht versiegelte, nicht baulich veränderte oder 
unbebaute Flächen von mehr als 0,5 Hektar einwirken werden, 
ein Bodenschutzkonzept zur Gewährleistung des sparsamen, 
schonenden und haushälterischen Umgangs mit dem Boden 
im Rahmen der weiteren Vorhabensplanung bzw. -durchfüh-
rung zu erstellen ist. Neben der Beschreibung der Boden-
schutzmaßnahmen für die Planfläche raten wir die notwendi-
gen Kabelverlegungen, die öfters auch außerhalb der 
Betriebsfläche stattfinden, bereits im Bodenschutzkonzept mit 
zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

Der Sachverhalt ist in den Hinweisen zum Be-
bauungsplan bereits enthalten. 

Sollten bei dem vorliegenden Bauvorhaben mehr als 500 m³ 
Bodenüberschussmassen entstehen, so ist bei dem nach § 3 
Abs. 4 Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) geforder-
ten Abfallverwertungskonzept auf eine höchstmögliche Verwer-
tung nach § 3 Abs. 2 LKreiWiG zu achten, um so die Boden-
funktionen im größtmöglichen Umfang zu erhalten.  
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Mit der zuständigen Unteren Bodenschutzbehörde sollte abge-
stimmt werden, welche konkreten bodenschutzfachlichen Vor-
gaben umzusetzen sind. 

Eine Abstimmung mit der Unteren Boden-
schutzbehörde wird in der weiteren Projektie-
rung erfolgen. 

2. Angewandte Geologie  

Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als 
Träger öffentlicher Belange keine fachtechnische Prüfung vor-
gelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern 
für das Plangebiet ein hydrogeologisches bzw. geotechnisches 
Übersichtsgutachten, Detailgutachten oder ein hydrogeologi-
scher bzw. geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin ge-
troffenen Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachten-
den Ingenieurbüros. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

2.1. Ingenieurgeologie  

Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, emp-
fiehlt das LGRB die Übernahme der folgenden geotechnischen 
Hinweise in den Bebauungsplan:  

Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Aus-
trocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des toni-
gen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen.  

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren 
Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Bau-
grundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähig-
keit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugru-
bensicherung) werden objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 
4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Sachverhalt wurde in die Hinweise zum 
Bebauungsplan aufgenommen. 

2.2. Hydrogeologie  

Das Planungsvorhaben liegt nach Kenntnis des LGRB außer-
halb von bestehenden oder geplanten Wasserschutzgebieten 
oder sonstigen Bereichen sensibler Grundwassernutzungen.  

Die hydrogeologischen Untergrundverhältnisse können u. a. 
dem Hydrogeologischen Kartenwerk des LGRB (1 : 50 000) 
(LGRB-Kartenviewer) und LGRBwissen entnommen werden.  

Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung des LGRB zu 
hydrogeologischen Themen statt. 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

2.3. Geothermie  

Informationen zu den oberflächennahen geothermischen Un-
tergrundverhältnissen sind im Informationssystem „Oberflä-
chennahe Geothermie für Baden-Württemberg“ (ISONG) hin-
terlegt. ISONG liefert erste Informationen (Möglichkeiten und 
Einschränkungen) zur geothermischen Nutzung des Unter-
grundes mit Erdwärmesonden und Erdwärmekollektoren.  

Bitte nehmen Sie vor Verwendung des Informationssystems 
die Erläuterungen zur Kenntnis.  

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

2.4. Rohstoffgeologie (Mineralische Rohstoffe)  

Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht 
keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 

 

Zur Kenntnisnahme. 

3. Landesbergdirektion   



FRITZ & GROSSMANN / GEMEINDE BODELSHAUSEN Bebauungsplan SO „Solarpark Bodelshausen“ 

14 

INHALT DER STELLUNGNAHME 

ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER 

VERWALTUNG / BESCHLUSSVORLAGE 

3.1. Bergbau  

Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet.  

Nach den beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Berg-
bau vorliegenden Unterlagen ist das Plangebiet nicht von Alt-
bergbau oder künstlich geschaffenen Althohlräumen (bspw. 
Stollen, Bunker, unterirdische Keller) betroffen. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Allgemeine Hinweise  

Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-
Daten nach Geologiedatengesetz (GeolDG)  

Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen 
Daten besteht nach den Bestimmungen des Geologiedatenge-
setzes (GeolDG) eine Übermittlungspflicht gegenüber dem 
LGRB. Weitere Informationen hierzu stehen Ihnen im LGRBan-
zeigeportal zur Verfügung. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet   

Informationen zu den Untergrundverhältnissen sowie weitere 
raumbezogene Informationen können fachübergreifend und 
maßstabsabhängig der LGRBhomepage entnommen werden.  

Bitte nutzen Sie hierzu auch den LGRB-Kartenviewer sowie 
LGRBwissen.   

Insbesondere verweisen wir auf unser Geotop-Kataster.  

Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt für Pla-
nungsträger.    

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Regionalverband Neckar-Alb 

                 (Schreiben vom 08.09.2025) 

Mit Schreiben vom 06.08.2025 geben Sie die Möglichkeit zur 
Stellungnahme in o.g. Verfahren. Die Gemeinde Bodelshausen 
plant, ein Sondergebiet „Solarpark Bodelshausen“ auszuwei-
sen.  

Gemäß Ihrer Planunterlagen ist das Plangebiet westlich von ei-
nem Vorranggebiet Trasse für den Schienenverkehr Ausbau 
betroffen. Im neuen Teilregionalplan Solarenergie, der sich ak-
tuell nach Satzungsbeschluss durch die Verbandsversamm-
lung im Anzeigeverfahren beim Ministerium für Landesentwick-
lung und Wohnen befindet und dessen Rechtskraft im Herbst 
erwartet wird, ist das Plangebiet als Vorranggebiet für Freiflä-
chen-Solaranlagen festgelegt. Nach derzeitig geltenden Regio-
nalplan ist die Fläche nachrichtlich als Siedlungsfläche Indust-
rie und Gewerbe dargestellt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Nach Plansatz 4.1.2 Z (4) sind die Trassen in einem Vorrang-
gebiet für Schienenverkehr Ausbau für den zweigleisigen Aus-
bau freizuhalten. An dieser Stelle ist im Zusammenhang mit 
dem geplanten Ausbau der Regionalstadtbahn Neckar-Alb die 
Strecke Tübingen-Hechingen-Balingen-Albstadt betroffen. Die 
Freihaltung der Trasse für den zweigleisigen Ausbau muss in 
den weiteren Planungen sichergestellt werden. 

 

Das Vorranggebiet für den Schienenverkehr ist 
durch die Planung nicht betroffen. Die Trasse 
für den zweigleisigen Ausbau wird freigehalten, 
um den geplanten Ausbau der Regional-Stadt-
bahn Neckar-Alb zu ermöglichen. 

Das Plangebiet ist in der neuen Teilfortschreibung Solarenergie 
als Vorranggebiet für Freiflächen-Solaranlagen ausgewiesen 
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(Plansatz 4.2.4.3 Z (2)). In diesem sind bauliche Anlagen aus-
geschlossen, sofern diese nicht in direktem Zusammenhang 
mit dem Betrieb der Solaranlage stehen (Plansatz 4.2.4.3 Z 
(3)). Nach Plansatz 4.2.4.3 Z (4) ist die Errichtung von Anlagen 
zum Netzausbau, zur Stromspeicherung und erforderlichen 
Nebenanlagen möglich, wenn diese in einem räumlich-funktio-
nalen Zusammenhang mit der Freiflächen-Solaranlage stehen. 

Dementsprechend ist aus Sicht der Regionalplanung eine Nut-
zung als Solarpark zu befürworten. 

Dem Vorhaben „Sondergebiet Solarpark Bodelshausen“ ste-
hen unter Einbehalt der Voraussetzung keine regionalplaneri-
schen Bedenken entgegen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. Eine weitere Beteiligung wird erfolgen. 

 Eisenbahn-Bundesamt 

                   (Schreiben vom 16.09.2025) 

Ihr Schreiben ist am 06.08.2025 beim Eisenbahn-Bundesamt 
eingegangen und wird hier unter dem o. a. Geschäftszeichen 
bearbeitet. Ich danke Ihnen für meine Beteiligung als Träger öf-
fentlicher Belange.  

Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststel-
lungsbehörde für die Betriebsanlagen und die Bahnstromfern-
leitungen (Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des Bun-
des. Es prüft als Träger öffentlicher Belange, ob die zur 
Stellungnahme vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben die Auf-
gaben nach § 3 des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsver-
waltung des Bundes berühren. 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Ich weise darauf hin, dass Flächen einer Eisenbahn des Bun-
des nicht überplant werden dürfen.  

Um solche Flächen handelt es sich, wenn  

- Grundstücke von einer Entscheidung gemäß § 18 AEG er-
fasst worden sind,  

- das planfestgestellte Vorhaben verwirklicht worden ist,  

- die Grundstücke für Bahnbetriebszwecke tatsächlich in 
Dienst genommen worden sind. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Aus diesem Grund sind die Flächen aufgrund eines Fachpla-
nungsprivilegs aus § 18 AEG i.V.m. § 38 BauGB der kommu-
nalen Planungshoheit entzogen, solange sie nicht gemäß § 23 
AEG von bahnbetriebszwecken freigestellt worden sind.  

Weiterhin dürfen keine Bahnanlagen geändert werden. Ergibt 
sich im Zusammenhang mit einem Bebauungsplan die Not-
wendigkeit der Änderung einer Betriebsanlage (z.B. die Verset-
zung eines Oberleitungsmastes) sind die Änderungen nur im 
Rahmen eines Planrechtsverfahrens nach § 18 AEG zulässig. 
Wenn an den Bahnanlagen nichts geändert wird, bestehen 
keine Bedenken, die Flächen sind nachrichtlich darzustellen im 
B-Plan. 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 
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Grundsätzlich muss jegliche Beeinträchtigung z.B. durch Spie-
gelung, Blendeinwirkungen o.ä. auf den Eisenbahnbetrieb ver-
mieden werden. Sollten diese auftreten, sind entsprechende 
bauliche Vorkehrungen außerhalb der Betriebsanlagen der Ei-
senbahnen des Bundes gemäß den allgemeinen anerkannten 
Regeln der Technik herzustellen. 

Der Bebauungsplan wurde um die Festsetzung 
ergänzt, dass PV-Anlagen keine nachteiligen 
Auswirkungen auf die Sicherheit des Eisen-
bahnbetriebs haben dürfen (Nr. 8). Eine Beein-
trächtigung durch Reflexionen ist durch geeig-
nete Maßnahmen (Blendschutz) zu verhindern. 

Ein Blendgutachten wird im Baugenehmi-
gungsverfahren vorgelegt. 

Bitte beachten Sie, dass das Eisenbahn-Bundesamt nicht die 
Vereinbarkeit aus Sicht der Betreiber der Eisenbahnbetriebsan-
lagen prüft. Die Betreiber dieser Anlagen sind möglicher Weise 
betroffen. Daher werden die gebotenen Beteiligungen empfoh-
len, sofern sie nicht bereits stattfinden. 

 

 

Die Deutsche Bahn AG wurde am Verfahren 
beteiligt. 

 Deutsche Bahn AG – DB Immobilien 

                   (Schreiben vom 02.10.2025) 

Die Deutsche Bahn AG, DB-Immobilien, als von DB InfraGO 
AG (ehemals DB Netz AG / DB Station & Service AG) bevoll-
mächtigtes Unternehmen, übersendet Ihnen hiermit folgende 
Gesamtstellungnahme zu o.g. Verfahren.  

Eisenbahnen des Bundes sind nach dem Allgemeinen Eisen-
bahngesetz (AEG) §4 (1) und (3) verpflichtet, die Eisenbahninf-
rastruktur sicher zu bauen und in einem betriebssicheren Zu-
stand zu halten.  

Bei dem o.g. Verfahren sind aus Sicht der DB AG und ihrer 
Konzernunternehmen nachfolgende Auflagen und Hinweise zu 
beachten und einzuhalten: 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Immissionen/Emissionen  

Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanla-
gen entstehen Emissionen (insbesondere Luft- und Körper-
schall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, 
elektrische Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), 
die zu Immissionen an benachbarter Bebauung führen können.  

In unmittelbarer Nähe unserer elektrifizierten Bahnstrecke oder 
Bahnstromleitungen ist mit der Beeinflussung von Monitoren, 
medizinischen Untersuchungsgeräten und anderen auf magne-
tische Felder empfindlichen Geräten zu rechnen. Es obliegt 
dem Bauherrn, für entsprechende Schutzvorkehrungen zu sor-
gen.  

Gegen die aus dem Eisenbahnbetrieb ausgehenden Emissio-
nen sind erforderlichenfalls von der Gemeinde oder den einzel-
nen Bauherren auf eigene Kosten geeignete Schutzmaßnah-
men vorzusehen bzw. vorzunehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Beleuchtung/Werbeanlagen 

Bei Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen (z.B. 
Baustellenbeleuchtung, Parkplatzbeleuchtung, Leuchtwerbung 
aller Art etc.) in der Nähe der Gleise oder von Bahnübergängen 
etc. hat der Bauherr sicherzustellen, dass Blendungen der 
Triebfahrzeugführer ausgeschlossen sind und Verfälschungen, 
Überdeckungen und Vortäuschungen von Signalbildern nicht 
vorkommen. 

 

 

 

 

Eine Beleuchtung des Solarparks ist nicht vor-
gesehen. 
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Photovoltaik  

Photovoltaik- bzw. Solaranlagen sind blendfrei zum Bahnbe-
triebsgelände hin zu gestalten. Sie sind so anzuordnen, dass 
jegliche Blendwirkung ausgeschlossen ist.  

Es ist jederzeit zu gewährleisten, dass durch Bau, Bestand und 
Betrieb der Photovoltaikanlage keinerlei negativen Auswirkun-
gen auf die Sicherheit des Eisenbahnbetriebs (z.B. Sichtein-
schränkungen der Triebfahrzeugführer durch z.B. Blendungen, 
Reflexionen) entstehen können und dass die Lärmemissionen 
des Schienenverkehrs nicht durch Reflektionseffekte erhöht 
werden.  

Die Deutsche Bahn AG sowie die auf der Strecke verkehren-
den Eisenbahnverkehrsunternehmen sind hinsichtlich Stau-
beinwirkungen durch den Eisenbahnbetrieb (z. B. Bremsab-
rieb) sowie durch Instandhaltungsmaßnahmen (z.B. 
Schleifrückstände beim Schienenschleifen) von allen Forderun-
gen freizustellen.  

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass aus Schäden 
und Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit der Anlage 
(Schattenwurf usw.), die auf den Bahnbetrieb zurückzuführen 
sind, keine Ansprüche gegenüber der DB AG sowie bei den 
auf der Strecke verkehrenden Eisenbahnverkehrsunternehmen 
geltend gemacht werden können. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Anpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen  

Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen, 
insbesondere Gleisen, müssen den Belangen der Sicherheit 
des Eisenbahnbetriebes entsprechen. 

Zu den Mindestpflanzabständen ist die DB Konzernrichtlinie 
(Ril) 882 „Landschaftsplanung und Vegetationskontrolle“ zu be-
achten.  

Bei der Bepflanzung entlang des Bahngeländes ist das Nach-
barrechtsgesetz (NRG) von Baden-Württemberg einzuhalten.  

Wir weisen auf die Verkehrssicherungspflicht (§§ 823 ff. BGB) 
des Grundstückseigentümers hin. Soweit von bestehenden An-
pflanzungen Beeinträchtigungen des Eisenbahnbetriebs und 
der Verkehrssicherheit ausgehen können, müssen diese ent-
sprechend angepasst oder beseitigt werden.  

Bei Gefahr in Verzug behält sich die DB AG vor, die Bepflan-
zung auf Kosten des Eigentümers zurückzuschneiden bzw. zu 
entfernen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Wir bitten Sie, uns die Abwägungsergebnisse zu gegebener 
Zeit zuzusenden und uns an dem Verfahren weiterhin zu betei-
ligen.  

Die späteren Anträge auf Baugenehmigung für den Geltungs-
bereich sind uns erneut zur Prüfung und Stellungnahme vorzu-
legen. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 
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 Regierungspräsidium Freiburg – Waldpolitik und Körperschaftsforstdirektion 
                (Schreiben vom 07.08.2025) 

Die höhere Forstbehörde bedankt sich als Träger öffentlicher 
Belange für die Beteiligung zum o.g. Bauleitplanverfahren der 
Gemeinde Bodelshausen.  

Von den Planungen sind keine Waldflächen betroffen, forst-
rechtliche Belange werden daher nicht tangiert.  

Eine weitere Beteiligung am Verfahren ist für uns nicht gege-
ben und wir bitten darum, uns in diesem Fall aus dem Verteiler 
zu löschen. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Regierungspräsidium Stuttgart – Luftverkehr und Luftsicherheit 

 (Schreiben vom 07.08.2025) 

Von der hier betroffenen Bebauungsplanung sind luftrechtliche 
Belange, soweit diese in unserer Zuständigkeit liegen, nicht be-
troffen.  

Wir bitten um Beachtung unseres Zustimmungserfordernisses 
gem. §14 Luftverkehrsgesetz (LuftVG), sollten Bauwerke mit ei-
ner Gesamthöhe von mehr als 100m ü. G. verwirklicht werden 
sollen. Selbiger Sachverhalt gilt für Anlagen von mehr als 30 
Meter Höhe auf natürlichen oder künstlichen Bodenerhebun-
gen, sofern die Spitze dieser Anlage um mehr als 100 Meter 
die Höhe der höchsten Bodenerhebung im Umkreis von 1,6 Ki-
lometer Halbmesser um die für die Anlage vorgesehene Bo-
denerhebung überragt.  

O. a. Sachverhalt ist gem. §15 i. V. m. §14 LuftVG sinngemäß 
auf Bäume, Freileitungen, Masten, Dämme sowie für andere 
Anlagen und Geräte anzuwenden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Netze BW GmbH 

 (Schreiben vom 03.09.2025) 

Vielen Dank für die Information zum o.g. Bebauungsplanver-
fahren.  

Aus unserer Sicht ergeben sich keine Einwände.  

Im Geltungsbereich befinden sich aktuell keine elektrischen 
Einrichtungen der Netze BW GmbH.  

Aus Sicherheitsgründen bitten wir den Bauherrn, rechtzeitig vor 
Beginn der Tiefbauarbeiten aktuelle Kabellagepläne bei uns 
einzuholen. Hierdurch lassen sich Unfälle und Schäden von 
Anfang an vermeiden. Die Kontaktdaten der Planauskunft der 
Netze BW GmbH hierzu lauten:  

 Telefon: 07351 53-2230  

 Telefax: 07351 53-2135  

 E-Mail: Leitungsauskunft-sued@netze-bw.de 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 
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 Netze Hechingen GmbH & Co. KG 

 (Schreiben vom 03.09.2025) 

Vielen Dank für die Beteiligung an diesem Verfahren.  

Es befinden sich keine elektrischen Einrichtungen der Netze 
Hechingen im Geltungsbereich. 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Kreisbauernverband Tübingen e.V. 

 (Schreiben vom 03.09.2025) 

Der Kreisbauernverband Tübingen e.V. nimmt zu dem oben 
genannten Vorhaben wie folgt Stellung: 

Boden, insbesondere landwirtschaftlich nutzbarer Boden, ist 
ein begrenztes Gut und gleichzeitig auch die wesentliche Be-
triebsgrundlage für die Landwirtschaft. 

Wegen der Systemrelevanz der Landwirtschaft müssen land-
wirtschaftliche Produktionsflächen geschützt werden. 

Durch die Aufstellung des oben genannten Bebauungsplans 
wird jedoch der Weg geebnet für einen weiteren Verlust land-
wirtschaftlicher Flächen. 
In der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie wurde es zum Ziel 
erklärt, den durchschnittlichen Anstieg des Flächenverbrauchs 
bis zum Jahr 2030 auf täglich unter 30 Hektar zu begrenzen; 
bis 2050 wird eine „Flächenkreislaufwirtschaft“ angestrebt. 
Trotz des Ziels, den Flächenverbrauch in Deutschland zu redu-
zieren, hat die Bodenversiegelung sogar noch weiter zugenom-
men. 
Nach aktuellen Berechnungen des Statistischen Bundesamts 
hat sich der Fläschenverbrauch in den Jahren 2020 bis 2023 
gegenüber dem Vergleichszeitraum 2019 bis 2022 im Schnitt 
um rund zwei Hektar pro Tag erhöht. Auch der Verlust landwirt-
schaftlich nutzbarer Flächen für den Ausbau der erneuerbaren 
Energien spielt dabei eine wichtige Rolle. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Freiflächen PV-Anlagen benötigen verhältnismäßig viel Fläche. 
Wohingegen mit Agri-PV-Anlagen eine Methode zur Gewin-
nung erneuerbarer Energien zur Verfügung steht, bei denen 
landwirtschaftliche Flächen weniger stark in Anspruch genom-
men und die Beeinträchtigung der Landwirtschaft damit auch 
weniger gravierend ausfällt. 

Nach den Darstellungen im Bebauungsplan Sondergebiet „So-
larparkt Bodelshausen“ soll unter den PV-Modulen lediglich 
noch eine extensive Grünlandbewirtschaftung stattfinden. Auf 
der nicht von den PV-Modulen in Anspruch genommenen Flä-
che ist der Erhalt und die Entwicklung geschützter Biotope ge-
plant. Auch diese Fläche steht einer landwirtschaftlichen Nut-
zung damit nicht mehr zur Verfügung bzw. wird dieser ebenfalls 
entzogen. Durch das oben genannte Vorhaben gehen der 
Landwirtschaft damit weitere 2 Hektar Nutzfläche verloren. 

 

 

 

 

 

 

Die als Biotop geschützten Feldhecken ma-
chen nur einen geringfügigen Teil des Plange-
bietes aus und standen bereits vor der Projek-
tierung als PV-Freiflächenanlage der 
landwirtschaftlichen Nutzung nicht zur Verfü-
gung. 

Zudem muss bei der Auswahl der Flächen die für den Ausbau 
der erneuerbaren Energien genutzt werden sollen auch die Bo-
denqualität der betroffenen Flächen berücksichtigt werden. 
Vorliegend soll das Vorhaben auf besonders guten Böden 

Die Flächen für den geplanten Solarpark befin-
den sich laut digitaler Flurbilanz ausnahmslos 
in der Vorbehaltsflur II. Insofern wird die 
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realisiert werden, was die negativen Auswirkungen des Vorha-
bens auf die Landwirtschaft noch zusätzlich verstärkt. 

Die Belange der Landwirtschaft sind in dem oben genannten 
Vorhaben daher nicht hinreichend berücksichtigt worden. Wir 
bitten Sie daher, die Belange der Landwirtschaft bei der Abwä-
gung angemessen zu berücksichtigen und das oben genannte 
Vorhaben entsprechend anzupassen. 

Einstufung der Bodenqualität in der Stellung-
nahme als „besonders gute Böden“ nicht ge-
teilt. 

Die Abwägung mit der landwirtschaftlichen 
Nutzung erfolgt zugunsten der Stromerzeu-
gung.  

Energiesicherheit und Klimaschutz wird von 
der Gemeinde Bodelshausen in diesem Be-
reich als bedeutender erachtet als die derzeit 
stattfindende Grünlandbewirtschaftung auf mä-
ßig landbauwürdigen Flächen. 

Des Weiteren wird darauf verwiesen, dass das 
Plangebiet im neuen Teilregionalplan Solar-
energie, der sich aktuell nach Satzungsbe-
schluss durch die Verbandsversammlung im 
Anzeigeverfahren beim Ministerium für Lan-
desentwicklung und Wohnen befindet, als Vor-
ranggebiet für Freiflächen-Solaranlagen ausge-
wiesen ist. 

Bei Abwägungsentscheidungen ist zudem zu 
beachten, dass der Ausbau der erneuerbaren 
Energien, insbesondere der Solarenergie, nach 
§ 2 Erneuerbare‐ Energien‐Gesetz (EEG) so-
wie nach § 22 Nr. 2 KlimaG BW im überragen-
den öffentlichen Interesse liegt und bis zum Er-
reichen der Treibhausgasneutralität als 
vorrangiger Belang in die Schutzgüterabwä-
gung einzustellen ist. Durch diese gesetzliche 
Festlegung werden Vorhaben im Bereich der 
erneuerbaren Energien in der Abwägung mit 
anderen Schutzgütern entsprechend ihrer Be-
deutung für das Erreichen des Landesklima-
schutzziels höher gewichtet und ihnen wird in 
der Regel ein Vorrang eingeräumt, wobei die 
Umstände des Einzelfalls in den Abwägungs- 
und Ermessensentscheidungen zu berücksich-
tigen sind. Andere Belange (Landschaftsbild, 
Landwirtschaft, …), die der Ausweisung der 
Freiflächen-Photovoltaikanlage entgegenste-
hen, können daher nur noch in atypischen Aus-
nahmefällen überwiegen. 

 Deutsche Telekom Technik GmbH 

 (Schreiben vom 19.08.2025) 

Wir danken für die Zusendung der Unterlagen zum Bebau-
ungsplan "Solarpark Bodelshausen" in Bodelshausen.  

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom ge-
nannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. 
§ 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH 
beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der 
Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Drit-
ter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderli-
chen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung neh-
men wir wie folgt Stellung: 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 
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Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes haben wir keine 
Einwände, möchten jedoch auf Folgendes hinweisen:  

Im Planbereich befinden sich am südlichen Rand Telekommu-
nikationslinien der Telekom, wie aus beigefügtem Plan ersicht-
lich wird.  
Je nach Bedarf des geplanten Bauprojektes sind mehr oder 
weniger Telekommunikationsinfrastruktur notwendig.  
Günstigenfalls ist nur eine Hauszuführung notwendig, die vom 
Bauherren bei unserem Bauherrenservice zu beantragen ist. 

 

 

 

 

Die Telekommunikationslinien der Telekom 
werden im Rahmen der weiteren Projektierung 
berücksichtigt.  

Der/die Bauherren mögen sich bitte rechtzeitig vor Baubeginn 
über unser Internetportal des Bauherrenservice oder unserem 
Eingangstor für die Hauszuführungen melden. 

Hinweis:  

Achtung seit 03.05.2021 neue Funktionspostfachadresse! Bitte 
nur noch diese benutzen, sie lautet: 
T_NL_Suedwest_Pti_32_Bauleitplanung@telekom.de 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Anlagen: Lageplan Telekomanlagen (Bestand) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Vodafone West GmbH 

 (Schreiben vom 08.09.2025) 

Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 06.08.2025.  

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen 
die von Ihnen geplante Baumaßnahme keine Einwände gel-
tend macht. Im Planbereich befinden sich keine 
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INHALT DER STELLUNGNAHME 

ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER 

VERWALTUNG / BESCHLUSSVORLAGE 

Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. Eine 
Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen ist unserer-
seits derzeit nicht geplant.  

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte 
geben Sie dabei immer unsere obenstehende Vorgangsnum-
mer an. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Bitte beachten Sie:  

Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, Mitverle-
gung, Baufeldfreimachung, etc. oder eine Koordinierung/Ab-
stimmung zum weiteren Vorgehen, dass die verschiedenen 
Vodafone-Gesellschaften trotz der Fusion hier noch separat 
Stellung nehmen. Demnach gelten weiterhin die bisherigen 
Kommunikationswege. Wir bitten dies für die nächsten Monate 
zu bedenken und zu entschuldigen. 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 TransnetBW GmbH 

 (Schreiben vom 08.08.2025) 

Wir haben Ihre Unterlagen dankend erhalten und mit unserer 
Leitungsdokumentation abgeglichen.  

Im geplanten Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Solar-
park Bodelshausen" in Bodelshausen betreibt und plant die 
TransnetBW GmbH keine Höchstspannungsfreileitung.  

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Daher haben wir keine Bedenken und Anmerkungen vorzubrin-
gen. Eine weitere Beteiligung am Verfahren ist nicht erforder-
lich. 

 

Zur Kenntnisnahme. 
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B Beteiligte Träger öffentl. Belange ohne Abgabe einer Stellungnahme 

1. Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart 

2. Zweckverband Wasserversorgung Hohenzollern 

3. Landesnaturschutzverband e. V. 

4. Industrie- und Handelskammer Reutlingen 

5. Handwerkskammer Reutlingen 

6. Stadt Mössingen 

7. Gemeinde Ofterdingen 

8.  Universitätsstadt Tübingen - Geschäftsstelle Gemeinsamer Gutachterausschuss 

9.  Stadt Rottenburg 

10. Stadt Hechingen 

11. Gemeinde Hirrlingen 

C Stellungnahmen der Öffentlichkeit 

Es wurden keine Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit abgegeben. 

 


